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Alle zur Veröffentlichung im Geſetzblatt, im Staatsanzeiger Teil I und im Staatsanzeiger Teil II 
beſtimmten Druckaufträge ſind in Zukunft völlig druckreif in doppelter Ausfertigung durch 
die Preſſeſtelle des Senats der Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers für die 
Freie Stadt Danzig vorzulegen. 

Aus den Druckvorlagen ſelbſt muß erſichtlich ſein, welcher Druck durch Sperrdruck oder Fettdruck 
hervorgehoben werden ſoll. Sperrdruck einmal, Fettdruck zweimal unterſtreichen. 

Die Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig lehnt jede 
Verantwortung für etwaige auf Verſchulden der Auftraggeber beruhende Unrichtigkeiten oder Anvoll⸗ 
ſtändigkeiten der Druckvorlagen ab, insbeſondere auch für nicht rechtzeitige Vorlage. 

Der Erlaß des Senats — Preſſeſtelle — vom 9. Februar 1937, wonach bei der Herausgabe von 
Verordnungen und Bekanntmachungen, die Offentlichkeitsintereſſe beſitzen, der Preſſeſtelle des Senats 
eine Notiz über deren Inhalt und Bedeutung ſpäteſtens zu dem gleichen Zeitpunkt zuzuleiten iſt, an dem 
die betreffenden Verordnungen und Bekanntmachungen der Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staats⸗ 
anzeigers — jetzt über die Preſſeſtelle des Senats — zur Drucklegung überwieſen werden, iſt auch ferner⸗ 
hin genaueſtens zu beachten. 


Danzig, den 12. Januar 1938. 
P. Z. II 2600. Der Senat der Freien Stadt Danzig 


10 Verordnung 
über die Apothekenkonzeſſion. 
Vom 16. Dezember 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 65 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

(1) Scheidet der Inhaber einer zum Betriebe einer öffentlichen Apotheke erteilten Perſonal-Kon⸗ 
zeſſion aus der Apotheke aus, ſo erlöſchen entſchädigungslos die Konzeſſion und die mit ihr verbun⸗ 
denen Rechte und Vergünſtigungen, auch ſoweit ſie Dritten zuſtehen. 

(2) Iſt der Inhaber einer zum Betriebe einer öffentlichen Apotheke erteilten Perſonal⸗Konzeſſion 
bereits aus der Apotheke ausgeſchieden, ſo gelten die Konzeſſion und die mit dieſer verbundenen Rechte 
und Vergünſtigungen, auch ſoweit ſie Dritten zuſtehen, als im Zeitpunkt des Ausſcheidens des Kon⸗ 
zeſſionsinhabers entſchädigungslos erloſchen. 

(3) Der Senat kann jedoch in begründeten Ausnahmefällen widerruflich der Ehefrau eines ver⸗ 
ſtorbenen Konzeſſionsinhabers während ihres Witwenſtandes oder deſſen minderjährigen Kindern bis 
zu ihrer Großjährigkeit widerruflich genehmigen, die Apotheke durch einen approbierten Apotheker ver⸗ 
walten zu laſſen. Die Dauer der Verwaltung darf 5 Jahre nicht überſchreiten. 

(4) Iſt der Konzeſſionsinhaber bereits verſtorben, jo kann der Senat, wenn er, obſchon ein be⸗ 
gründeter Ausnahmefall vorlag, eine Genehmigung der in Abſatz 3 bezeichneten Art nicht erteilt hat, 
eine billige Entſchädigung in Geld gewähren. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 1. 1938.) 
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Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


N den 16. Dezember 1937. 


x: Der Senat * Freien Stadt Bands! 
G 2421 Greifer Großmann 


ir 5 Zum Abkommen 
zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. 9. 1923 
(G. Bl. 1926 S. 205). 


Dem vorgenannten Abkommen iſt die Regierung des Königreichs Afghaniſtan beigetreten. 
Die Beitrittsurkunde iſt am 10. Mai 1937 im Sekretariat des Völkerbundes niedergelegt worden. 


Danzig, den 12. Januar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III 80. f Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


